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Hochschulreform durch Leistungswettbewerb und mehr Autonomie
im b estehenden öffentlich-rechtlichen Sys tem
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0. Einleitung t,i,t^l 
at-:'+ , soo,d",u \f;-l(Jt ;- AJ*tLLl

ich immer wieder, aan ggry@rnde sb.lggb ei uns, *offidliö[lä*machen
sind. So beispielsweise Fragen des.TächsCliulzugangs oder der HaqqhaltssJsteqatik. Ich will

Aufgabe, deutsche Sicht zu präsentieren. In Gesprächen mit wi erlebe

dennoch versuchen, auch für unsere;Gd;iländis-hen Freunde, die vision ffilotwendigen
Veränderung möglichst exakt zu schildern, gleichzeitig aber auch die weltweiten Entwicklungen
mit in den Blick zu nehmen. Die "deutsche Brille" kann ich dabei aber keineswegs ablegen

1. Die wissenschaftsbasierte Gesellschaft - Herausforderung an das Hochschul-

&',,i-t .in[o-,sir- Ü, tt"L^g

svsfem-n
lh JrsLu l** fu- *
Die wirkliche Herausfordetung an unser Flgghschulsystem liegt dari4, daß wir eine
wissenschaftsbasierte Gesellschaft sind. _ ?yir^L. u u \ >\ *:,.s *d s _u. i iEs geht um einen grundlegend neuen Umgang mit'Wissen 

'ii 
,isere. Gesellschaft. Während in

fri.iheien Jahrhunderten die-!9tg@oilffie von anderen persönlich erlebte und dann weiter-
gegebene @gjeitend für berufliches, politisches und privää Haitffiwar, so sind nunmehr
in einem nie gekannten Ausmaß wissenschaftliche Erkenntnis und Methodik Grundlage unserer
Entscheidungen.bntscnetdungen.
Kaum eine politische Entscheidung füllt heute mehr ohne vielfültige wissenschaftliche Gutachten.
Unternehmen analysieren mit wissenschaftlichen Methoden Verbraucherwünsche,
Mirrktveränderungen und -trends. Arbeitsplätze werden nach wissenschaftlichen Erkenntnissen
gestaltet. Aber auch unser persönliches, unser privates Handeln ist durch wissenschaftliche
Expertise geprägt.
Wir sind eine wissenschgfubasierte Gcqellschaft. Dies ist der eigentliche Grund frir die große Nach-
fragenachShulen.Somitistdieeigent1icheRevolutionund
t${gtg einer wiss ens chaftsb asierten Ges ellschaft an die Hochs chulen :

- Breite Schichten dieser Gesellschaft müssen wissenschaftlich gebildet sein -,

nicht mehr nur der Richter, der Arzt oder der höhere Verwaltungsbeamte, sondern auch der
Verkäufer, der Mechaniker, der Landwirt oder der Beruf, den wir heute noch gar nicht kennen.

Dabei @f oder rn4Les sogar-Differenzierungen im Hochschulsystqm geben. Wir können die
akademische Ausbildung nicht allein am Bild des Nachwuchswissenschaftlers ausrichten. In den

I Der Beitrag basiert auf dem Einfühnrngwortrag, den der Autor am 25. Januar 1995 anlzißlich der
Eröffnungweranstaltung des CIIE Centrum für Hochschulentwicklung in Gütersloh gehalten hat.
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Fachhochschulen ist dies bgüg*aufggglifilgn. Ich werde aber gleich noch darauf zunickkommen.
gb diese o.rfferenzierugg in Fachhochschule und universität ausreicht.

2. Leitbild der neuen deutschen Hochschule

Wie muß nun di9 Hochschule, wie muß das Hochschulsystem aussehen, das derartige
Anford erungen erftillt?
Die Hochschule der Zukunft muß
c /, autonom
. ?,wissenschaftlich
o t, wettbewerblich
t f, profiliert und
. \r. wirtschaftlich
sein.

2.1. Autonome Hochschule

Zlersteinma1.diedeutscheHochschu1eistnichtautonom.Sieistvielmehrn@e
des Staates in Hinsicht auf das ter.äiffiu, Haushaltsr..rttffi
o-gggg-tloggpcht Sie kann weder Sädiengänge einrichtön, ;öih' FachbereicilJintihten,
zusammenlegen oder schließen. Auf der anderen Seite haben die einzelnen Wiss*qlrsch?&ler ein
übergroßes Maß an It gg!nlq'.rr, die sie teilweise derart nutzen, daß sich die rragJstffifr-macht
das Gesamthafte dei Hochschule mehr aus, als daß sich dort Benutzer einer zentralen
Heizungsanlage zusammengefunden haben. Aulpuqntie hat also eine individuelle
Komponente. - =-'--q-=?F- -- und korporative

Die Frage der Autonomie benihrt also einerseits die internen Beziehungen in der Hochschule, an-
dererseits das Verhältnis Hochschule - Staat. \4! rchgiqL daß die individupltq&ry4g teilweise
bis zum Mißbrauch ausgeweitet is! während die_kgry@tivg Autonomie däi üoCtrictrutädurch den^.:--
Staat weitestgehend ausgehöhlt wurde.

2. t. I ;Korporative vs. individuetle-A+rtonomi.-e,,

Unstrittig isq daß Wissenschaft Kreativität benötigt und diese sich nur im individuellen Raum frei
von eingrenzenden Regeln entfalten kann. Das setzt eine große Freiheit des einzelnen Wissenschaft-
lers voraus.
Aus einer teilweisen Überbetonung der individuellen Wissenschaftsfreiheit resultieren allerdings
die allseits beklagten Defizite in der Studienorganisation hinsichtlich nicht abgestimmter
Lehrveranstaltungen, Prüfungstermine, inhaltlichen Überschneidungen oder Leerfeldern usw. Dies
gilt in gleicher Weise für die Forschung, die so hochspezialisiert ist, daß sie kaum noch die
ganzheitlichen, interdisziplinären Probleme der Gesellschaft beantworten kann.
Die Freiheit von Forschung und Lehre wird vielfach mißverstanden als die individuelle Freiheit des
einzelnen, müßte aber stärker begriffen werden als die Freiheit der Hochschule oder des Fachbe-
reichs insgesaml gegenüber dem Staat Studiengänge und Forschungsprograflrme zu gestalten. Daat
KLOCK5I0.DOQ Sep.95
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bedarf es zweifellos auch individueller Freiräume, allerdings unter Benrg auf gemeinsame Zielset-
?U4gan. Einen+kademischbflndividualismus können wir uns nicht teisten3 -

von daher muß es wieder zl ginem ?@is zwischen i4.ryrau4l"t und \ggpgJgli-
ver Autonomie kommen. Die richtiäe Balance za finden, ist allerdings 

-G ich wefi=@ääutschesTäblem. ' --:

2.1.2. Autonomie gegenüber dem Staat

Die starke Betonung der individuellen Wissenschaftsfreiheit hängt sicherlich auch mit den
Einschränkungen des Staates hinsichtlich der korporativen Autonomie zusammen. Hier gibt es ein
@4ighes Wrechselverhältnis. Gehen wir von den Eingrifß- und Steuerungsmoglichkeiten des
Staates - geräiläffirritrbtict auf die Qualitätssich.-ng - aus, so ist festzustellen:

WrylgS Tt di..E$s!.{er eugopiiischgg [glition ist ein. Q)€llg$ der e.f--al(q$Je+g-
rg4gjseitens des Staates. Etliche Maßnähmen sollen im vorhinein sicherstöilei, Oaf quätiiatünaiü-
wertig gearbeitet wird, beispielsweise:

. Bei der Genehmigung üot.Pg!-ggl4tr.rne"!, Studienordnungen etc.) nimmt der Staat Einfluß
auf zukünfti ges Handeln der Ho chs chulangehörigen.

. Die Organisationsstruktur ist gesetzlich geregelt, ebenso die Zufiihrung von finanziellen Mitteln
durch den Haushalt.

E"*'

. Die g@gvonTrofessoren erfolgt durch den Staat, Dienstvorgesetzter ist der Minister. Hier-
bei wird am deutlichsten, daß bei der ex-ante-Steuerung ein Wechsel auf die Zukunft gezogen
wird. .-_=*_^: =__-____

Dieses System der vorsorglichen Qualitatssicherung hat unbestreitbare Vorteile. Es sichert

. eine große fterygtat in der Qualität, ohne allerdings zwingend hohe Qualität zu garantieren,
o eine gj9ße s!!vl5@!!: Freiheit derjenigen, die berufen sind,
. eine Finanzverantwortung des Staates im Hinblick auf die Alimentierung der Hochschulen.

Die Nachteile dieses Systems bestehen in

. dcr hqhen lnflexibilitat:
BiJFiüHngsorihungen entsprechend neuen gesellschaftlichen Anforderungen oder einem euro-
päischen Wettbewerb geändert werden, vergehen Jahre.

. einem individuellenFreiheitsmißbrauch:
DabeiTancläit- es sü[;enig"i 

"m 
tatsächliche Rechtsbniche, etwa durch die Mißachtung von

Lehrdeputaten oder durch zu geringe Anwesenheit. Der Mißbrauch besteht vielmehr in der
fachlichen Spezialisierung und Nischenpolitik von Lehrenden, so daß Lernende nicht mehr
umfassend (aus)gebildet werden (akademischer Individualismus).

. den_Prsi4glqgn, sofern der Staat seiner Finanryerantwortung nicht mehr nachkommen kann.

2 van Vught bezeichnet das als "academic individualism whichbrings along a disinterest in the welfare of ttre broader
organisation"; vgl. van Vught, Frans: Management for Quality, Paper presented at the CRE 10th General Annual
Assembly, Budapest, 3l August - 3. Septemb er 1994.
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Die ex-ante-Steuerung reicht nicht mehr aus, weil
die Festlegungen bei Berufungen über einen Zeitraum von 25 Jahren den Erfordernissen der ra-
santen Umweltentwicklung nicht mehr gerecht werden, darüber hinaus unterschiedliche Lei-
stungsstufen im Verlauf eines Wissenschaftlerlebens bestehen oder Fehler nicht zu perpetuieren
sind,
die Abstimmungsprozesse zur Koordinierung der Homogenität zu langsam gehen und
der Staat seiner Finanzverantwortung nicht mehr in ausräichendem tuan ge.echt wird.

Zunehmend sind wir nunmehr mit einem anderen Steuerungssystem seitens des Staates
konfrontiert, der Prozeßsteuerung. Prozeßsteuerung bedeutet, daß mit Hilfe von Richtlinien,
Erlassen und sonstigen Vorgaben die Arbeits- und Entscheidungsprozesse unmiuelbar festgelegt
werden. Wir erleben den direkten Eingriff in den Ablauf der Prozesse in den Hochschulen derzeit
sehr intensiv, beispielsweise durch Einftihrung detailliert festgelegter Eckwerte ftir das Studium
Tutorenprogramme, Kontrolle der Depuiate oder Verboi von gto"ku..;r,;1,ü;;
Lehrverpfl ichtungsverordnung, durch Eingriffe in die Studienorganisation.
Keine Organisation kann ohne Richtlinien oder Regeln auskommen, aber der Ausbau der prozeß-

{e1erung durch de.n Staat ist ein grundsätzlich falscher Ansatz, da er nicht imstande sein wird, die
Probleme -zu lösen. Vielmehr wird er lediglich neue, immer wieder "nachzuschiebende"
Reglepe,lrtierungen erfordern.

Die Prozeßsteuerung wird nicht zaletzt daran scheitern, weil ein derartig komplexes Gebilde wie
die Hochschule - ebenso wie Staatsgebilde oder Großunternehmen - nicht zentral detailliert
gesteuert werden können.

Erfolgreich wird daher nur eine Kombination aus ex-ante- undfg=posl$Izueggfsein, die einer-
seitsandenformuliertenZielenundandererseitsamZi'1'''"ich.,@ünissen)anSetrt,
wie sie im übrigen in fast allen westeuropäischen Ländern bereits praktiziert oder augenblicklich
eingefrihrt wird.
Dazu müssen allerdings die Ziele ebenso transparent gemacht werden wie die Leistungen. Die auto-
nome Hochschule hat daher einmal die Aufgabe, Prozesse der Zielbrldung zu entwickeln und zum
anderen, der Rechenschaftspflichtigkeit gegenüber der Gesellschaft nachzukommen. Im Hinblick
auf die Zielbildung haben die Hochschulen allerdings verständlicherweise Probleme, insbesondere
weil ihre Ziele sehr heterogen, teilweise diffus, in der Regel wenig operational sind.3 Das bedeutet
fiir die Hochschulen den Aufbau von Willensbildungsstrukturen, die die "Anarchie organisieren',4.
Im Hinblick auf die Rechenschaftspflichtigkeit müssen die Hochschulen Berichtssysteme aufbauen,
die sowohl die Ressourcen wie die Leistungen abbilden.

Die Rolle des Staates in einer wirklich autonomen Hochschule ist dann neu zu definieren. Der Staat
hat
{ :\ i: iJ-;'r..-r,,.-.1.'.. .i,-,-- il.--i r-L... i .r-. .ik'...r. ,,
. die Wissenschaftsfreiheit zu sichern,
. die Hochschulen mit Mitteln auszustatten,

3 ye1 tutütt"t-Böling, Detlet Leistungsbemessrmg - LeistungstranE arenz - Leistungsfolgen. Von der
Gelehrternepublik zum Dienstleistungsunternehmen? in: Hochschulen im Wettbewerb,-Jahrewersammlung 1994
der Hochschulrektorenkonfererz, Anqprachen und Diskussionen, Halle, 5. - 7. Mai 1994, Dokumente zur
Hochschulreformg6/1994, S. 49 - 63.

a Vl. Cohen, M.D.; March, J.G.:Leadership and Ambiguity, Boston 1974.
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' Schwerpunkte im Rahmen von Zielvereinbarungen mit den Hochschulen zu setzen,

' die Verantwortung ftir die Qualitat zu übertragen und bei (vermeintlich) schlechter eualitat
nicht selbst regelnd einzugreifen, wohl aber Verantwortliche zur Rechenschafizu ziehen.

2.2. Wissenschaftliche Hochschule

Zweitens muß die Hochschule der Zukunft eine wissenschaftliche Hochschule sein. Das impliziert,
daß die Hochschule wissenschaftsdominiert sein muß und andere Wlllru!f1O"gg.-_- und
E1!sc!e!!_'rngs51a$1uren@abeimußdieMöglichkeitder'individuellenEntfal-
tung einerseits und der e-nt-!'-1q!1u€€q-[äinsa-e, Zieleundw_ggq-lqdererseits geget;Gffiit
indFillüäIeund korporative Äutonomie i" eGe. iirGigänzenden Einheit stehen._i.-*_--.

},t (*,,.,r...,-,".,.,.' r".'1.'t,/h..,I,s.L la- ,,',t,/ ln'/ i,' ':)'/' " -J
2.2.1 

.. 
Führungs- und Organisationsstruktur

Gesucht wird demnach eine Organisationsstruktur, die die innovativen Potentiale zur gemeinsamen
Entfaltung zu bringen in der Lage ist. Hierzu ist es nicht sinnvoll, ein fertiges Vfodell am grünen
Tisch zu entwerfen. Vielmehr sollte es hochschulbezogen in Organisationsentwicklungspror.rr.o
erarbeitet werden. Notwendig ist dabei gerade keine einheitliche Organisationsstruktur für die ge-
samte Republik oder auch nur für ein Bundesland.
Es ist zum Beispiel nicht einsehbar, daß die Amtszeiten der Dekane oder Rektoren und präsidenten
gesetzlich vorgeschrieben werden. Sie könnten vielmehr an den unterschiedlichen Fach- und
Organisationskulturen, differenzierten Anforderungen von verschiedenen Disziplinen, inhaltlichen
Profilen von Hochschulen oder Qualifikatioqen und Sozialisationen von Persönlichkeiten
ausgerichtet werden. Wenn von daher auch kein generelles Modell vorgeschlagen werden kann, so ,

können dennoch Prinzipien der organisatorischen Gestaltung formuliert werden:

Der wichtigste Grundsatz dabei lautet:

Dezentrale Verantwortung bei zentraler Konzeption mit organisierter Absprache.

Dezentrale Verantwortung bedeutet, daß die Leistungs- und Ergebnisverantwortung selbstverständ-
lich in den dezentralen Einheiten (Lehrstuhl, Institut, Fachbereich) liegen müssen. Allerdings sind
diese einzubinden in eine jeweils übergeordnete Konzeption (beim Lehrstuhl in das Institut, beim
Institut in den Fachbereich, beim Fachbereich in die Hochschule), in eine strategische
Gesamtplanung. Die Zielbestimmung und die Leistungsbewertung müssen in einer organisierten
Absprache erfolgen.
Dieser Grundsatz läßt sich in den unterschiedlichsten Organisationsmodellen realisieren. So kann
beispielsweise die zentrale Konzeption auf der Fachbereichsebene durch den Dekan oder eine
Fachbereichskommission, auf der Hochschulebene durch den Rektor, das Rektorat, den Senat oder
einen Verwaltungsrat, auf der Ebene oberhalb der Hochschule durch das Ministerium oder einen
Hochschulrat repräsentiert werden. Eine grundlegende Festlegung frir alle Hochschulen und
Fachbereiche erscheint mir absolut nicht sinnvoll.

Ein ztreiter Grundsatz könnte sein, daß sich Partizipation bzw. Beteiligung an
Entscheidungsprozessen von Hochschulangehörigen am Wissen und der Motivation a)r
KLOCK5I0.DOC, Sep.95
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Mitwirkung, nicht am Status orientieren. Die deutsche Gruppenuniversität hat versagt, weil
Universität/Ilochschule keineswegs ein Ort für den demokratischen Austausch von Interessen ist.
Den beiden wichtigsten Gruppierungen, den Studierenden und den wissenschaftlichen Mitarbeiter
ist es ja auch keineswegs gelungen, ihre berechtigten Interessen (ein Examen, das beste Ein-
trittschancen in den Beruf ermöglich! oder eine Allgemeinbildung, die sie in die Lage versetzt, die
ökologischen, ökonomischen oder kriegsbedingten Probleme dieser"Welt zu lösen, individueller
oder gesellschaftlicher Wissensbereicherung oder nach Reputation in Forschung und Lehre zur
b erufl ichen und wissenschaftlichen Karriere) durchzusetzen.

Ein dritter Grundsatz wäre etwa, daß Entscheidungsträger - seien es Institutsleiter, Dekane oder
Hochschulleiter - mehr persönliche Verantwortung übernehmen, mehr jedenfalls als
Kollegialorgane, die tendenziell verantwortungslos sind.

iow.J ,s,atu:3
Ein vierter Grundsatz könnte sein, das Management auf Instituts-, Fachbereichs- und
Hochschulebene tatsächlich a .PlSggglg@n. Dazt gehört allerdings mehr als die durch
Gesetz geregelte Festlegung von Amtszeiten oder Aufgaben. Professionalisierung setzt zumindest
zusätzlich anderef\uswabbg-_c,hanismg!, aglgre e.rntor"gg!, die Ub@agrs&von yetantwortuqg,-:%-.

inklusive des zur Verantwortung Z$b*r söwie ai@ einer be-ruflichen e"irpffiäG*.
Karriere als Dekan oder Präsident voraus. + -
'5€

2.2.2.Bezug von Forschung und Lehre s. :lJe-, .(,. "- -', Lo-Li5* ^q;!i!^ rlt 
^.-,Das Verhältnis von e5i5:hu,ng und-.L,elrre ist neu zu definieren. Die unrefleltierte yqrderung n#h

der E3@t von Egschung und@r" - ftir die Universitätü-iÄb-6i.itt"n und ftir die
Fachhochschulen mit der Forderung nach ansewandter Fo.rch.rlg-pltAgfqEt - Wnicht für die
Hochschule der Zukunft. ---=-:

Das Prinzip, das ich grundqiUzJich fi.ir notgAdig halte, ist in der zuki.inftigen Hochschullandschaft
ebenfalls zar di&gmren, beispielsweise nach rsbs!Äsq&n der Wissenschaftler.
nWlita""grgfen der Studie-rend.n roi nach Art des Studiengangs. -: ***:1r - '

2.3. Wettbewerbliche Hochschule

Wenn ich nun auf die Eigenschaft der Wettbewerblichkeit zu sprechen komme, dann ist zuerst
einmal festzustellen: Wettbewerb ist zum E@glyott für alle Refqr4er in Deutschland geworden.
ZunehmendhabeichaberZweifel,obalffiWorti"ä:Ll"dnehmen,wisserr,wases
b@1_.! oder g[sie den Wettbewerb yj;\[s[ wollen.
Wettbewerb im Bereich des Personals und der Forschung haben wir in Deutschland.

Anders in de{-.I€E:: Hier ist jeder Wettbewerb ausgeschlossen. Die Hochschulen bilden sogar
gBg4!.h grggisie4e -@E!1., indem sie über Rahmenpn[tunss- und ]@l19d1gg9g.4gllggen das

 gg.lot weile,stge-Leld normieren. Der Hochschulzvgang bietet in der Mehrzäl der S-tudiügange
Eg!""- wp4tmQg!&bkeit, vielmehr werden Studienwillige nach sozialen Kriterien von der ZVS
einzelnen Hochschulen zugewiesen, weil wir von a.f$k!!q" ausgehen, duß lf{Sr Ab,ifi[Le_nt bei

44: Note für jgles=Fach glelch.ggghet ist. Dem liegt die auEile Fiktion ^g*naämtirndaßäle Hochschulen gleiche Qualität bieten. Mit einer Studentenzuweisung sind demnach auch
KLOCK5l0.DoC, Sep. 95
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keine "'Mqtktbg!9h4q4gen" in Form von Geldmitteln verbunden. Letztlich eibt es auch keine
@UntersciiedezwischenStudiengäingenanverschieff:""id;il"ft:,ä:
Die Frage ist also, wo bei der Lehre mit dem so vielbeschworenen Wettbewerb ansetzen?

EinigescheineninderVorstellungzuleben,esmüßte"iWherodergarnurein
Studienzeitenwettbewgyfu Die Hochschulen bleiben bei ihrenffirti:ilngänggn vol "gh @,r-i.a:F-qg un{fonlyrieren darum, wer den D_tpt*fgrn"gn am kosibrfgüiiilti-gslffi tq@"prodüiiert.DieseVorste11ungistimwahrstfrffiädffi.t"*^"riffire".
Ich meine, wir brauchen einen Ügdukt-we-Afuv,v9rb, in dem die Hochschuien um die Studierenden
konkurrieren, offen .t.td ttuttrffi-Äilffi"rg*g." von unterschiedlicher Arl und un-
terschiedlicherggg!i!4t.ZwischenProdukten,diegleich;i,'d,kunoffig.b""._.
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2.3.1. Hochschulzugang

Das erfordert eine slg*e{"e-nifferenzierung der Studienangebote nicht nur*ä4lchen den beiden
r&gb!9lulyBslt Uliversität und Fachhochschule, sondern gerade uurh intr.rha&Euäaen Typen.

90.: einen Y"ob:y* um die Abiturienten wird es@_l.i.tutrgü@"r weubewerb inderLehregeben.Hochschulenmüssenebenso*i.ffimoslichkeitzur/anlmosllch
-9.--:Zulassung haben. 

-

Die freie Auswahl der Studierenden im Hinblick auf ihre Hochschule sowie die Auswahl der
Studierenden durch die'Hochschule als grundlegendes Ordnungsprinzip weist demgegenüber eine
Reihe von Vorteilen auf. Die Hochschulen sind in der Lage, p:ofile AJt!{en, die Studierenden
können sich ihren rpgtfi*hüC*en und FähEffi.;;;ffimffi"
SlPcllpresdg trgl_a! utJ&"!l{ase. uüt-

Fähigkeiten entsprechend qualifizieren. Die

Nün gi6f es die Auffaffiflrn Deutschland, derartige freie Entscheidungsprozesse seien aus
verfassungsrechlichen Gründen nicht zulässig, da beim freien Recht auf Berufswahl, der Zugang nt
den Hochschulen nicht eingeschränkt werden könne. m'Tä6-ö hlerä vofiftierzu vorggühlagen, daß daher. # --- - --;:-;- '--o:.:-^--*O-
zueist ein freier Auswahlprozeß stattfinden solle und erst dann einäZ.r*frürg .rfolgt, wenn ein

-pgwer-ber * 9tr1rcgbg@en abgewiesen wurde. Es zeiE sich, daß dieser Vorschlag vollkommen
@ist(Hailbronner-Gutachten).Augenb1icklichwirddaherinersterLiniemit
d..- @rPnifaufwand ftir die Hochschulen dagegen argumentiert. Die rurcAah_m sind aber
sehr untirsctriäotic-ffiilgestalten und können uon egrigbtrngr.Lbr$ttqt@r AbGt*.t.ir bis hin zu
rafsächlich aufwendigen Prüfverfahrcn reichen, die sich q.ber durchaus im Sin*i"är_rygißgl
qichtigen Eotsch"i,lttng "rechnen" können. Denn ** *if"Et betrerben, näimlict .rrrg@ä"
Kandidaten bis ins 10. Semester mitzuschleppen, ist ja auch nicht gerade kostengünstig. WgUg lg
ryryll.abee*ies:l *lt5!f--d. Es geht gght um eine Ygfgglader Studierendenählä,
sondern lediglich um eine6essere Steuerungyrn-&.bo_t der Ho&Gfiul,ur einerseits und Neigung
und Q{i&ation der Studiffinääererseits.
MeineGiTäffiErzeugung ist, daß es über kurz oder lang keine Zuweisungen mehr geben wird, son-
dern daß sich im Bewerberverhalten der Abiturienten und im Annahmeverhalten der Hochschulen
ein Gleichgewicht einspielen wird, ohne daß es einer Zuweisung bedarf. Eine an den Studenten
orientierte Finanzierung-der Hochschulen ist dalq-AUqldr4gs S_i-4e weitere wftf,tige VoraussäE*ng,
auF?Glän gr'äA;A;;rpreöheiTömmen werde.
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2.3.2. Arbeitsmarkt der Absolventen

Der Wettbewerb muß sich aber nicht nur auf die Eingangsseite, sondern auch auf die Abgangsseite
der Hochschule beziehen. Wettbewerb muß auch über die Arbeitsplatze der Absolventen entstehen.
Wenn auch die Hochschulen zu einem Teil eine allgemeine Bildungsfunktion erftillen, die nicht un-
miuelbar an den Arbeitsmarkt gekntipft isq so ist unbestreiibar, daß das Hochschulwesen
insgesamt, und zu einem großen Teil auch die Universitäten, eine Ausbildungsfunktion frir die
Gesellschaft erftillen. Der unterschiedliche Wert dieser Ausbildung muß einmal transparent
gemacht, zum anderen auch entsprechend belohnt werden durch Mittelzuweisung, Ansehen,
Gewinnbarkeit von Professoren.

Die wettbewerbliche Hochschule wird im Wettbewerb um Studierende, Absolventen, personal und
Forschungsleistungen nur bestehen können, wenn sie auch ein unverwechselbares Profil erhalt.

2.4. Profilierte Hochschule

Beim Bild der profilierten Hochschule heißt es aber auch Abschied ru hehmen von einer weiteren
Fiktion, die unser System beherrscht neben d". E&iSS-der Gleichwertigkeit in der Qualifikation
der Abiturienten, nämlich der Fiktion der Einheitlichkeit und der Gleichwertigkeit in der eualitat
*r rtocnscrulen. 

--- 

%'
ff; di.s" Fiktion wird derzeit ein erheblicher Koordinationsaufwand betrieben.
Rahmenpnifirngsosdslpqen werden für alle Fächer dieser Republik mit einem ur-rglaublichen

@4nd a AlernE@gt erstellt, eitliche studiengänge an a*-ftffi*"
Hochschultypen - Universität einerseits, Fachhochschule andererseits - z11 gewährleisten, d.tr. ein
hohes \&0- * übereinstimgg.n*4g*_QUal-tat zu sichern. Dieses System verhindert den
Leistungswettbewerb ntar ächt, trägt aber auch nicht gerade zu seiner Förderung bei.

Wenn man demnach von der Fiktion der Gleichwegigkeit und Einheitlichkeit der Hochschulen ab-
geht. dann beruhrt ai"?.@g die folgenden,.Sf\spekte:

7,[f*- ?jq-k3
,i ,--rpo_,^un

2.1.\. Differenzierung des Hochschulsystems
\J

Wir brauchen und wir können nicht 40 7o eines Altersjahrgangs in den traditionellen Studiengtingen
eines lqlkliploms- ausbilden, un ffin Ende als Leitbiiä di. "täd;-i*6G;ffi;:"hi.:J

Vielmehrbrauchenwirvielftiltigdifferüärteffiiö6stä-Terufliche
Kamieren, die alle auf wiiffiffiiGfrä- r* no*-f:gAILl&_w, mgüedis_clem GrundverslA$lljs und
t:9H1T9.1 L.:*gl aufbauen. Dem wird die forlealg 

".!!&br 
oifferenzierung in ,qntygryll*L

*ffiä' 
""a .;;hbJ;;hoi;;'l ffi,r#ffi'dffi;Form - getrennt n

$@.@-gi. f@t gescheitfr ub", auch id@-B"r@
il]ffiffingesden werden, wenn man etwa an die Fächer lu"ffi-odeiJura denkt. Daniber
hinaus erweisen sich wesentliche Svstemelemente als hindegfuh. So trägt die $g,@giggg$I-9gil in
Deutschland-U''i,,",]ffi6-ild.n"-r@.,n",ä]oieauchindenFachhochschulenlehren
- nicht zn einer etgenen Id.otitaffi.,
KLOCK5I0.DOC, Sep.95
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1/dr. ,; a !
Untersuchungen duffi, zeigen, daß sich insbesondere june€tp Fachhochschullehrer am Bild des
1@ urytÄttp.fugrt o{S!!9!9n, und oaril' mitTren tatsächlichen Aufgaben und
Arbeitsverhältnissen pfut un4ufrieden sind, wfirend die 4tglen Dozenten, an Berufsausbildung und
L*g!L orientiert, sehr viel mehr zufriedenheit mit ihrem -pfinden. -=:
Es ist daher zu fragen, ob die -&t!gglg Ttgnorl"g in Fachhochschulen und Universitäten
aufrechterhalten werden kann oder öE nichigntwicklungen wie in England mit den pp@g!
oder in Australien mit den.Colleges foq_A!v44qe{ lstu_d!e1, die in Universitat." i"i.gffiA;
:**li, y1*1 ,:il:.,:ilou:t11'.lo:"ng darstellen Dh.,b lg$ 4'='_ i' &@
*$$en, aber inhaltlich 

.durch E4!utlo", !.irru$r*eoU.ry.r6-il0 @l:ff,-=-s: :-2 --j:==#l::Y <vvrrrDuvurlurrurrEt'^,^ . ---- -:-___s

Eggl._Diese Erkenntnis habenffiDeutschland nicht, in den Niedertan6-euäsoffig,

Iggb!rg9!rs_._hglweg-g4qr,währenddleeneüwj aihnaufgeben.

In jedem Fall aber müssen wir innerhalb der beiden Hochschultypen, innerhalb der Studiengänge
zwischen den einzelnen Hochschulorten stärker diffelsnzie{en. Dies geht nicht in einem:stäliän
ygg$g! oder auch nur glggS! koordinierten verfah{wie wir es augenblicktich rrauä51ä
t-deen- und Bewegungslosigkeit dieses Systems ist ia nicht nur in den Zentralverwalfirnssrvirr-I@- und g.*.€U!älosfiGit dieses Systems ist ja nija nicht nur in den Zentralverwaltungswirt-
sc!@ offenkundisc!@ ott-enkundig geworden, sondern auch in unserem Hochschulwesen.
Die Differenzierung wird nur in einem wettbewerhlichen c;;";;;i,g wird nur in einem wettbewerblichen System erfolgreich sein, in dem jede
einzelneHochschuledie@rdieEinrichtuqgyonStudtqqggenhatundtibeidie
AttraktivitätdesStudiengangseinmalStudi.'"offirdieAuswahlder
Studierenden aber auch die Struktur und das spezielle Profrl des Studiengangs definiert.

2.4.2. Profile

Zum einen haben die Hochschulen strategische Positionierungeg)nrYerbund der deutschen und der
internationalen Hochschulgemeinschaft zu finden. Fachbereiche wie die Hochschulen
insgesamt haben sich Profile zu geben durch V auf Ziele und Strategien wie etwa

beste Diplomausbildung änds,a

a

a

a

a

Versorgung der Regi Itureller Infrastruktur,
international hige Forschung,
regionaler nologietransfer,
Sch- ildung in experimenteller Physik, Schwerpunktbildung bei kleinen und mittel-

ischen Unternehmen etc.
Internationalisierung, Integration, Implementation, Innovation5

s So die Ziele der Columbia Business School, New York, in derjeder Wissenschaftler sein Forschungs- und
Lehrprogramm an diesen "4I" auszurichten hat. Vgl. Rühli, Edwin: Wie erhält eine Hochschule Schwung? in: Neue
Zwcher Zeitt;lrtg vom 27 . 7 . 1994.
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2.4.3. Transparenz und Evaluation

Diese Profilierung wird aber nur dann wettbewerblich wirken, wenn sie qAuspafglt wird. Hier sind
wir wieder bei der Zielformulieruns einerseits und der-Berichtspflichligkeitindereiseits. Die Trans-parenz*i,d.in",,ffi,.n.n",q.,"ii.",;ffi**^.anderendurch
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mehr quantitativ orientierte bundesweite Gegenüberstellungen, die Betriebsvergleichen in der Wirt-
schaft oder Rankings in den USA oder in Großbritannien entsprechen.

ägtualtp".tt werden in Deutschland mit einiger Verzögerung jet ebenfalls in Angriff genommen.
Dabei sind die Niederlander unser sroßes Vorbild. Ich habe allerdings meine Zweifel, ob wir in
Deutschland"q.ü@g$i"..ritatJril fu ilo n".rrrrochschulen diesen sehr aufwendigen
wes derk!3rEggh-.Beurteilung gehen können. ffi , r\e-g,'a'a-f tJ*J"uL--L
Was wir benötigen sind zielF+ppenspezi{rs aufbereitele lgllg;Jsgleicll(i für die stodjgfggshg
und die Arbeitgeber einerieitsund die flg_chschul- und FachbereichsteitungG*andererseits 

-

' 2.4.4.

Das CFIE sieht hierin zusammen mit dei HochschulffikonTeren"-äne seiner wichtigsten
Aufgaben.

Leistungsentlohnung

Die Differenzierung darf aber auch vor Unterschieden innerhalb der Hochschulen nicht haltmachen.
Dies schließt sehr viel breiter gestreute Entlohnungssysteme, die insbesondere an Leistungsele-
mente gekoppelt sind, für alle Beschäftigten der Hochschulen ein. Insbesondere dürfen davon auch
die Hochschullehrer nicht ausgenommen werden. Leistung sollte auch im Uguptaml entlohnt
werden und gg!!3uf das"|Igbenam.l@. Sofern diese Entlohnung in der
Autonomie <iffichsch dies auch zu einem Arbeits

, Hochschule, nicht lediglich-iryder Hochschule.6
__

2.5. Wirtschaftliche Hochschule

Die neue deutsche Hochschule muß wie bisher eine staatliche, zumindest eine (ü$"erwieqend) s1g{-

-lich .fin-anzierte Hochschule sein. Das hat ri.'"ffig"tt auch beispielswäffiit 'dem

amerikanischen Hochschulsystem gemein, in dem zwar nur ffi der lgr_UUUg"g" staatliche
Einrichtungen sind, diese aber SJballgfÄtudgglgg ausbilden. Darüber hinaus werdenIorr auch die
privaten Einrichtrpgen zu einem großen Teil öffentlich finanziert. D.h. die öffenllsbe Finanzierung......._ffi --€-- +
schlic&+ri@e Triieqsgbaften nicht aus.

Wirtschaftlichkeit heißg die Optimierung der Zweck-Mittel-Relatiofl anzustreben. Zu der Input-
Betrachtung, die bisheriges (Haushalts-)Verhalten prägt, muß eine Beurteilung des Outputs im
Sinne einer individuellen und gesellschaftlichen Bewertung der Leistung treten. Wir kommen nicht
umhin, die Kosten in Relation zur Leistung zu sehen. Danr brauchen wir die -eryS!$rg eines
Kostenbewußtseins. Es kommt nicht von ungefähr, daß wir die Kosten einäs Studiums in
Deußchland nicht kennen. - - -'-- ---.--.__-

6 Der ehemalige Präsident der Johns Hopkins University, Stephen Muller hat so zumindest einen wesentlichen
Unterschied zwischen dem amerikanischen und dem deutschen Hochschulsystem charakterisiert: "Der
amerikanische Professor arbeitetfir die Unitersität, der deutsche iz der Universität."

7 Vgl.Fircks, Wolf-Dietrich von: Durch neues Finanzier,ungsmodell zu Transparenz, Effrzienz und selbstverant-
wortlicher Steuerungsmöglichkeit im Hochschulbereich, in: HlS-Kurzinformation A 13/93, S. lf.
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2.5.1. Kostentransparenz

Die wirtschaftliche Hochschule wird alles hinterfragen müsse n, z.8:.

' Die Kosten der eigenen Verwaltung und Dienstleistungen von der Vervielfältigung über die
Werkstätten bis zu Transfer- oder Pressestellen im Hinblick darauf, ob dies nicht auch kosten-
günstiger eingekauft werden kann (Outsourcing).

' Die Kosten eines realen Experimentes gegenüber einem simulierten in den
Naturwissenschaften, wie es im übrigen bei Drittmitteln in der Kostenabwägung üblich ist.

' Die Kosten von Selbstverwaltungsprozessen im Hinblick auf den Nutzen OL tro6er qualifizier-
ten oder besser akzeptierten Entscheidungen.

Kostentransparenz und Kostenverantwortung auf der Basis einer betriebswirtschaftlichen Kosten-
rechnung ist daflir Voraussetzung. Ob dies auch in einer Weiterentwicklung der Kameralistik mög-
lich sein wird, will ich hier dahingestellt sein lassen. Wir sind dabei das zu prüfen.

2.5.2. Haushaltsfl exibilisierung

Das.besteh.nd..@!t'läßte.l4nveranhVortliches$4gbe@sHandelnnicht-eu.
sondern g.ht notr @i4,i, a.r @o, u.*.rnaffiffi, o.iJiti'iä*.ffi:
und Prozgl$lsaggng, äus. Von-ilaher gentigtGfücht - wie bisher in einigen Ansat"en mffi
r++shallqlrFl- geAenseitig deckungsfühig ,a machen und Übertragungsmöglichkeiten auf andere
Haüshaltsjahrenlermöglichen,sonderndieHochschulenmüssendi":@überdie
Ausgaben im Bereich des P-ersonals, der Investitionen und der laufenden lWittäi erhalten.
unabhangig davon, oach *.lct-ffiiien die l@-.*i.r.n *..affi A,,,5|,;
zur Haushaltsflexibilisierung in Deutschland können nur als erste Schritte 'auf einern Weg
verstanden werden.

2.5.3. Finanzierung

Damit bin ich bei dem wichtigen Punkt der Finanzierung: Augenblicklich entzieht sich der Staat
@- der Hoch sc'lkfu#ffi.tmehr und mehr seinerffiä"rantwortung.

der
vielleicht t es insofern
auch d lngeständnis,

Globalisi der Hau
ilung fol weil damit

L.'&, ,d.

< /lr *,,.t-

-l*"rr."I Die Finanzien,no der Hochschulen muß innsggsalQt auf
eine4eug*Basisgestelltwerden,wobeieseinerseits-auf?i"Eq"l'li"ß.,"9leuerr*@gg,
andererseits aber auch auf eine wettbgrvertlich .ryirksamq steffiffi uo"hr"tt"tälffiFäi"
Finaq4erung ankommt. Die BinnaffiEffirroih-hr.nuü sollte daher bestehen aus:-1:==-u

' gb!@n Zuweis\rneep des Staates, die sich an Ag@!g@.en wie Anzahl der Studenten,
Anzahl des wissenschaftlichen Personals, Einzugsgebiet in der Region, zvm anderen an
Leistunsskriterien wie Anzahl von ,tbctrtufpnifunge.n, eingeworbenen Drittmileln undffi-^.:^----^-,-1,--.,drittens änllnnovationsvorhab en orientieren,

--KLOCK5IO.DOC, Sep.95



{H:
b-.r",.4

Centrum für Hochschulentwicklung l2

' Drittmitteln im Bereich der Forschung, bezogen auf die Forschung und Entwicklung einerseits
wie auch die Verwertung von Forschrr4ggergebnissen andererseits (patente, Gebrauchsmuster
etc.), ' r:!1 : = ------- .d%

tQ

R*'L"q'
' l@ ftir SE@, die lgZig]yed&lslich und unbürokratisch gestaltet werden müssen.

Modelle hierftir sind vorhanden.'

GSbUb1gs. ftir gesellschaftliche Dienstleistungen
Weiterbildung bis hin zu Laborleistungen,

Spenden, Stiftungen, Sponsoring.

von der Vermietung von Räumen über die

3. Resumee

Wir sind in Deutschland auf einem s-ghwierioen Weq Wie alle hochentwickelten Ltinder haben wir
die erste Phase der Hochschulentwicklung, die N{i@ der sechziger Jahre begann, hinter uns,--::-
nämlich den .qUqUlilgqg Ausbau- des Hochschulsystems von -L aul_30_!rozent eines
A1tersjahrgangs.IndiezweitePhasesindwirmitmindQS194'z.@-zumindest
gegenribeiden Niederluttffiiogetreten, nlimlictr der Pnase der strukturellen Veränderunsen zurgue@g. unterbrochen wurden erste zarte Ansätze a.r päffi*n aiffiäriih.iu.,
uns hereinbrechende deutsche Einheit. Frschwert wird aber die Entwicklung insbesondere durch die
Zuständiekeit von l6
nffiETf viel imT

fehlt. Vrr,cu

zu seln, wle

" A]g:grusqg lJkl aus dsy\qggq*v gr!g1en,
verdoppelten wir unsere Anstrengungen. "

/,"{.s
.l..*i17 Vr*
J
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